
dieser Pflicht erwachsenden Rechte gewährleisten sollen, so zu 
regeln, dass sie nicht weniger günstig ausgestaltet sind als die 
entsprechenden innerstaatlichen Rechtsschutzmöglichkeiten und 
die Ausübung dieser Rechte nicht praktisch unmöglich machen 
oder übermäßig erschweren. Die Transparenzpflicht ergibt sich 
unmittelbar aus den Art. 43 EG und 49 EG, die in den inner­
staatlichen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten unmittelbare 
Wirkung haben und jeder entgegenstehenden Bestimmung der 
nationalen Rechtsordnungen vorgehen. 

( 1 ) ABl. C 142 vom 7.6.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 15. April 
2010 (Vorabentscheidungsersuchen des Pest Megyei 
Bíróság — Ungarn) — CIBA Speciality Chemicals Central 
and Eastern Europe Szolgáltató, Tanácsadó és Keresdedelmi 
kft/Adó- és Pénzügyi Ellenőrzési Hivatal (APEH) Hatósági 

Főosztály 

(Rechtssache C-96/08) ( 1 ) 

(Niederlassungsfreiheit — Direkte Besteuerung — Berufsaus­
bildungsabgabe — Bemessungsgrundlage der Abgabe, die von 
im Inland ansässigen Unternehmen zu zahlen ist — 
Berücksichtigung der Lohn- und Gehaltskosten für Arbeitneh­
mer, die in einer Zweigniederlassung in einem anderen 
Mitgliedstaat beschäftigt sind — Doppelbesteuerung — 

Möglichkeit, den Bruttobetrag der Abgabe zu verringern) 

(2010/C 148/06) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Vorlegendes Gericht 

Pest Megyei Bíróság 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: CIBA Speciality Chemicals Central and Eastern Europe 
Szolgáltató, Tanácsadó és Keresdedelmi kft 

Beklagter: Adó- és Pénzügyi Ellenőrzési Hivatal (APEH) Hatósági 
Főosztály 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Pest Megyei Bíróság — Aus­
legung von Art. 43 und 48 EG — Nationale Regelung, die 
zur Bestimmung der Grundlage der Berufsausbildungsabgabe 
eines auf dem Hoheitsgebiet ansässigen Unternehmens die Be­
rücksichtigung der Lohnkosten der in einer Zweigniederlassung 
in einem anderen Mitgliedstaat beschäftigten Arbeitnehmer vor­
sieht, obwohl dieses Unternehmen verpflichtet ist, aufgrund der 
Beschäftigung dieser Arbeitnehmer eine entsprechende Gebühr 
in diesem anderen Mitgliedstaat zu tragen 

Tenor 

Die Art. 43 EG und 48 EG stehen einer Regelung eines Mitglied­
staats entgegen, nach der ein Unternehmen mit Sitz in diesem Mit­
gliedstaat verpflichtet ist, eine Abgabe wie die Berufsausbildungsabgabe 
zu zahlen, deren Höhe auf der Grundlage seiner Lohn- und Gehalts­
kosten, einschließlich derjenigen, die auf eine Zweigniederlassung des 
Unternehmens in einem anderen Mitgliedstaat entfallen, berechnet 
wird, wenn dieses Unternehmen in der Praxis hinsichtlich dieser 
Zweigniederlassung daran gehindert ist, die nach der betreffenden 
Regelung vorgesehenen Möglichkeiten zur Verringerung des Betrags 
der genannten Abgabe in Anspruch zu nehmen oder Zugang zu ihnen 
zu erhalten. 

( 1 ) ABl. C 142 vom 7.6.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 
15. April 2010 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Bundesgerichtshofs — Deutschland) — E. Friz GmbH/ 

Carsten von der Heyden 

(Rechtssache C-215/08) ( 1 ) 

(Verbraucherschutz — Außerhalb von Geschäftsräumen ge­
schlossene Verträge — Anwendungsbereich der Richtlinie 
85/577/EWG — Beitritt zu einem geschlossenen Immobilien­

fonds in Form einer Personengesellschaft — Widerruf) 

(2010/C 148/07) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: E. Friz GmbH 

Beklagter: Carsten von der Heyden 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Bundesgerichtshof — Aus­
legung von Art. 1 Abs. 1 und Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 
85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend 
den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Geschäfts­
räumen geschlossenen Verträgen (ABl. L 372, S. 31) — Anwen­
dungsbereich — Beitritt eines Verbrauchers zu einem geschlos­
senen Immobilienfonds in Form einer Personengesellschaft, des­
sen Hauptzweck in der Kapitalanlage besteht — Rechtsfolgen 
des Widerrufs
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Tenor 

1. Die Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 
betreffend den Verbraucherschutz im Falle von außerhalb von Ge­
schäftsräumen geschlossenen Verträgen ist auf einen unter Um­
ständen wie denen des Ausgangsverfahrens geschlossenen Vertrag 
anwendbar, der den Beitritt eines Verbrauchers zu einem geschlos­
senen Immobilienfonds in Form einer Personengesellschaft betrifft, 
wenn der Zweck eines solchen Beitritts vorrangig nicht darin be­
steht, Mitglied dieser Gesellschaft zu werden, sondern Kapital 
anzulegen. 

2. Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 85/577 steht unter Umständen wie 
denen des Ausgangsverfahrens einer nationalen Regel nicht ent­
gegen, die besagt, dass im Falle des Widerrufs eines in einer 
Haustürsituation erklärten Beitritts zu einem geschlossenen Immo­
bilienfonds in Form einer Personengesellschaft der Verbraucher 
gegen diese Gesellschaft einen Anspruch auf sein Auseinanderset­
zungsguthaben geltend machen kann, der nach dem Wert seines 
Anteils im Zeitpunkt des Ausscheidens aus diesem Fonds berechnet 
wird, und dass er dementsprechend möglicherweise weniger als den 
Wert seiner Einlage zurückerhält oder sich an den Verlusten des 
Fonds beteiligen muss. 

( 1 ) ABl. C 209 vom 15.8.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 15. April 
2010 — Claudia Gualtieri/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-485/08 P) ( 1 ) 

(Rechtsmittel — Abgeordneter nationaler Sachverständiger — 
Tagegeld — Grundsatz der Gleichbehandlung) 

(2010/C 148/08) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Claudia Gualtieri (Prozessbevollmächtigte: P. 
Gualtieri und M. Gualtieri, avvocati) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission (Prozess­
bevollmächtigter: J. Currall) 

Gegenstand 

Rechtsmittel gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz (Vierte 
Kammer) vom 10. September 2008, Gualtieri/Kommission 
(T-284/06) mit dem das Gericht die Klage auf Aufhebung der 

Entscheidung der Kommission vom 30. Januar 2006 über die 
Ablehnung des Antrags der Klägerin, nach ihrer Scheidung den 
Betrag der gemäß Art. 17 des Beschlusses C(2002) 1559 der 
Kommission vom 30. April 2002 über die Regelung für abge­
ordnete nationale Sachverständige in seiner geänderten Fassung 
geschuldeten Vergütungen anzupassen, abgewiesen hat 

Tenor 

1. Das Rechtsmittel wird zurückgewiesen. 

2. Frau Gualtieri trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 32 vom 7.2.2009. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 
15. April 2010 (Vorabentscheidungsersuchen 
des Bundesgerichtshofs — Deutschland) — 
Handelsgesellschaft Heinrich Heine GmbH/ 

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V. 

(Rechtssache C-511/08) ( 1 ) 

(Richtlinie 97/7/EG — Verbraucherschutz — Im Fernabsatz 
abgeschlossene Verträge — Widerrufsrecht — Belastung des 

Verbrauchers mit den Kosten der Zusendung der Ware) 

(2010/C 148/09) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Handelsgesellschaft Heinrich Heine GmbH 

Beklagte: Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V. 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs — Aus­
legung von Art. 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Richtlinie 
97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. 
Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen 
im Fernabsatz (ABl. L 144, S. 19) — Nationale Regelung, nach 
der die Kosten der Zusendung der Waren dem Verbraucher 
auferlegt werden können, wenn er den Vertrag widerrufen hat
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